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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 10/16 BH 
 
L 7 AS 887/15 (Hessisches LSG) 
S 34 AS 270/15 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
…………………….,  
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Saarpfalz-Kreis, 
Talstraße 57, 66424 Homburg, 
 
 Beklagter. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. August 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r     

und die Richterin   H a n n a p p e l     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde vor dem 

Bundessozialgericht gegen das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 

1. Februar 2016 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt.  
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G r ü n d e : 

 

Dem Kläger konnte - ungeachtet der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen - PKH 

nicht bewilligt werden, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 ZPO). Eine Erfolgsaussicht würde nur be-

stehen, wenn einer der drei in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe - grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Abweichung (Divergenz), Verfahrensman-

gel - mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits 

in dem Sinne, ob das LSG in der Sache richtig entschieden hat, ist nicht zulässig.  

 

Der Kläger selbst begründet seinen Antrag auf PKH nicht. Das Vorliegen eines der in § 160 

Abs 2 SGG genannten Gründe für die Zulassung der Revision ist auch bei der im PKH-Verfah-

ren gebotenen summarischen Prüfung des Streitstoffs (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, VI. Kap, RdNr 70) unter Berücksichtigung des In-

halts der Gerichtsakten nicht zu erkennen. Weder erscheint die Rechtssache von grundsätz-

licher Bedeutung noch enthält die Entscheidung des LSG eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 

Nr 2 SGG. Ebenso wenig ist ein Verfahrensmangel zu erkennen, auf dem die angefochtene 

Entscheidung des LSG beruhen kann und der in verfahrensmäßig zulässiger Weise geltend 

gemacht werden könnte. Eine Verletzung des Anspruchs des Klägers auf rechtliches Gehör 

(Art 103 Abs 1 GG) ist aus der Gesamtheit des Verfahrensablaufs nicht ersichtlich.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  

 

 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

